Deutscher Bundestag 
1. 'Wahlperiode 
1949 


Drucksadle Nr. 3966 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Solleder, Dr. Schneider und Genossen 
und der Fraktion der FU (BP-Z) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Gesetzes 

Über eine Alters- und Hinterbliebenenversorgung für deutsche Rechtsanwälte 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die im Bundesgebiet in eine Anwalts- 
liste eingetragenen deutschen Rechtsanwälte 
sind für den Fall der Berufsunfähigkeit und 
des Alters sowie zugunsten ihrer Hinter- 
bliebenen versichert. 

(2) Zu diesem Zweck wird als gemein- 
nützige Körperschaft des öffentlichen Rechts 
die 

„Versorgungsanstalt der Deutschen 
Rechtsanwälte" 

errichtet. 

(3) Die Satzung regelt die Einzelheiten und 
die Ausnahmen. 

(4) Die Aufsicht über die Versorgungs- 
anstalt führt der Bundesminister der Justiz. 

§ 2 

Die erste Satzung der Versorgungsanstalt 
wird von der Bundesrechts anwaltskammer be- 
schlossen. Sie bedarf der Genehmigung des 
Bundesministers der Justiz. 

§ 3 

. (1) Die Mittel für die Versorgungsanstalt 
werden nach Maßgabe der Satzung durch 
Beiträge in folgender Weise aufgebracht: 

a) Jeder Rechtsanwalt im Bundesgebiet ist 
verpflichtet, von den ihm zustehenden 
Vergütungen einen Zuschlag von min- 
destens 6 V. H., höchstens 10 v. H., zu er- 
heben. Die Höhe des Zuschlags wird ini 
voraus von der Anstalt mit Genehmigung 
des Bundesministers der Justiz festgesetzt. 
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Der Zuschlag gehört zu den erstattungs- 
fähigen Kosten nach §§91 ff. ZPO. Er 
ist steuerfrei. 

b) Jeder Rechtsanwalt, soweit er nicht auf 
Grund der Satzung von der Versorgung 
ausgenommen oder von Beiträgen befreit 
ist, entrichtet außerdem einen Eigen- 
beitrag von 2 V. H. seines steuerpflich- 
tigen Umsatzes als Rechtsanwalt. Die 
Satzung kann auch umsatzsteuerfreie Ver- 
gütungen der Beitragspflicht unterwerfen. 
Der Eigenbeitrag fällt unter die Betriebs- 
ausgaben (Werbungskosten). 

(2) Der Rechtsanwalt führt die Beiträge 
nach Maßgabe der Satzung an die Versor- 
gungsanstalt ab. 

§ 4 

(1) Die Beiträge können von der Anstalt 
nach den Vorschriften der Justizbeitreibungs- 
ordnung beigetrieben werden. 

(2) Rückstände, Säumnis- und Ordnungs- 
strafen haben im Konkurse gleichen Rang mit 
den Forderungen wegen öffentlicher Abgaben 
gemäß § 61 Ziff. 2 KO. 

§ 5 

Die Anstalt ist berechtigt, von den Finanz- 
ämtern über die zur Berechnung der Beiträge 
erforderlichen Tatsachen Auskunft ein- 
zuholen. 

§ 6 

Streitigkeiten über Beiträge oder Leistun- 
gen werden in erster Instanz von einem 
Schiedsgericht, in zweiter Instanz von dem 



für Reditsanwaltssadien zuständigen Senat 
des Oberlandesgeridits unter Ausschluß des 
übrigen Rechtsweges entschieden. Dieser 
Senat entscheidet in erster und letzter Instanz 
auch alle übrigen Streitigkeiten. Das Nähere 
regelt die Satzung. 

§ 7 

(1) Wer unbefugt offenbart, was ihm als 
Mitglied eines Organs, Bediensteten oder 
sonstigen Angehörigen der Versorgungs- 
anstalt über die gesundheitlichen oder wirt- 
schaftlichen Verhältnisse der beteiligten 
Rechtsanwälte oder ihrer Hinterbliebenen be- 
kannt geworden ist, wird mit Geldstrafe oder 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

(2) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag 
des Versicherten, seiner Hinterbliebenen oder 
der Anstalt ein. 


§ 8 

Sofern eine Bundesrechtsanwaltskammer 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes noch nicht 
besteht, tritt bis zu ihrer Errichtung an ihre 
Stelle die Arbeitsgemeinschaft der Rechts- 
anwaltskammern im Bundesgebiet. 

S 9 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der 
Verkündung in Kraft. 

(2) Es findet Anwendung auf alle Rechts- 
anwälte (§ 1), die am Tage des Inkrafttretens 
zugelassen sind und das 70. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Jedoch kann die Satzung 
für Versicherungsfälle der ersten drei Jahre 
nach Inkrafttreten Leistungen der Anstalt vom 
Nachweis eines Bedürfnisses abhängig machen. 


Bonn, den 13. Dezember 1952 
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